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I. Anfrage 

Betagte Personen, die in ein Pflegeheim eintreten und keine ausreichenden Finanzmittel haben, um 
für die Kosten ihres Aufenthalts und ihrer Pflege aufzukommen, beantragen Ergänzungsleistungen 
(EL) zur AHV. Zwischen dem Zeitpunkt des Antrags und demjenigen, an dem die EL gewährt 
wird, können aber mehrere Monate verstreichen. Während dieser Zeit beziehen die Interessierten 
Leistungen des Heims, das darüber hinaus die Kosten tragen muss, die nicht durch Eigenmittel der 
Heimbewohnerin bzw. des Heimbewohners oder durch Beiträge der Gemeinwesen gedeckt sind. 
Einige Personen sterben sogar, bevor sie die Verfügung erhalten haben. Natürlich schlagen ihre 
Erben die Erbschaft aus, und die EL werden der Konkursmasse zugeschlagen. Denn wenn 
schliesslich der Entscheid über die Gewährung der EL gefallen ist, werden die rückwirkenden 
Leistungen einem Familienmitglied, das für die Heimbewohnerin oder den Heimbewohner haftet, 
ausbezahlt, oder aber dem Konkursamt, wenn sich die Erbschaft im Konkurs befindet oder 
ausgeschlagen wird. Das Pflegeheim muss sich also an die für die Heimbewohnerin oder den 
Heimbewohner haftende Person wenden – die die Geldmittel manchmal zu anderen Zwecken 
verwendet hat – oder aber es gehört zu den Gläubigern der Konkursmasse, ohne dass seine 
Forderung vorrangig behandelt wird (Forderung dritter Klasse, Art. 219 Abs. 4 SchKG). 

Daraus folgt in den meisten Fällen, dass das Pflegeheim einen möglicherweise bedeutenden Verlust 
auf seine Forderungen einfahren muss. Ich bringe hier drei Beispiele, die mir von einem Pflegeheim 
des Saanebezirks geliefert wurden, wobei ich natürlich keine Namen nennen kann. In einem Fall 
hatte das Pflegeheim eine Forderung von 25 115 Franken, die es nicht einbringen konnte. In einem 
anderen Fall konnte es von seiner Forderung in Höhe von 12 880 Franken nur 4030 Franken 
einbringen. In einem dritten Fall betrug seine Forderung 25 350 Franken, wovon nur 
15 850 Franken eingebracht werden konnten. In diesen drei Fällen hatten die EL den Aufenthalt 
vollumfänglich gedeckt, so dass das Heim keinen Verlust hätte erleiden müssen. 

Wenn die EL der Konkursmasse zugeschlagen werden, bedeutet dies einen Verstoss gegen das 
Gesetz über Schuldbetreibung und Konkurs sowie gegen das Gesetz über Ergänzungsleistungen 
(Art. 92 SchKG; 20 ELG), denn die EL gelten als unpfändbar und können somit nicht als Aktiva in 
der Konkursmasse aufgeführt werden. Ausserdem werden die EL ihrem Zweck entfremdet, sind sie 
doch dazu bestimmt, den Existenzbedarf der anspruchsberechtigten Person sicherzustellen (Art. 2 
ELG). Wenn aber das Pflegeheim für diesen Bedarf aufkommt, so lange die Person die EL, auf die 
sie Anspruch hat, nicht erhalten hat (in gewissem Sinne schiesst das Heim die EL vor, wohl 
bemerkt zinslos), müssen seine Leistungen bevorzugt vergütet werden, so bald die EL gewährt 
worden sind. In der Tat ist es an die Stelle der öffentlichen Hand getreten; dabei kann es sich um die 
Gemeinde handeln, die die Beträge nicht vorschiessen musste, oder um die EL-Vollzugsbehörden, 
die mit der Auszahlung im Rückstand waren. 
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Da die EL auf den Rappen genau nach dem Existenzbedarf berechnet werden, besteht keine Gefahr, 
dass sich das Pflegeheim bei ihrer Auszahlung unrechtmässig bereichert. Wenn hingegen das 
Pflegeheim diese EL nicht direkt erhält und sie zur Konkursmasse geschlagen oder einem Dritten 
ausbezahlt werden, subventioniert die öffentliche Hand die Privatgläubiger beziehungsweise die 
Erben der Heimbewohnerin oder des Heimbewohners, die die ausbezahlten Beträge zu anderen 
Zwecken verwenden. Das Gemeinwesen wird sogar dreifach geschädigt, denn häufig sind es die 
Gemeinden, die die Defizite der Pflegeheime tragen - Defizite, die sich durch die Verluste in 
Verbindung mit der Nichtzahlung von aus der Unterbringung stammenden Rechnungen noch 
vergrössern. 

Diese Situation ist nicht nur stossend und untragbar, sondern ausserdem ungesetzlich. Daher 
ersuche ich den Staatsrat um die Beantwortung der folgenden Fragen: 

1. Ist er über diese Situation auf dem Laufenden? 

2. Wenn ja, wie gedenkt er vorzugehen, damit dem Gesetz Genüge getan wird? 

3. Im Fall einer Notwendigkeit, die kantonale Ausführungsverordnung zum Gesetz über die 
EL zu ändern: Innert welcher Frist gedenkt der Staatsrat zu intervenieren? 

4. Ist der Staatsrat einverstanden, die EL direkt an die Pflegeheime auszahlen zu lassen, 
verbunden mit der Auflage, sie wieder an die Anspruchsberechtigten abzutreten, wenn die 
erbrachten Leistungen durch andere Mittel gedeckt werden?  

5. Wie gedenkt der Staat allgemein, einer so stossenden Situation ein Ende zu setzen? 

6. August 2012 

II. Antwort des Staatsrats 

Die Fragen von Grossrätin Erika Schnyder tangieren zwei Gesetzgebungen: diejenige, die sich nach 
dem Bundesgesetz über Schuldbetreibung und Konkurs (SchKG), und diejenige, die sich nach dem 
Bundesgesetz über Ergänzungsleistungen (ELG) bestimmt. Die Antwort des Staatsrats erfolgt 
deshalb unter diesen beiden Aspekten.  

1. Gesetz über Schuldbetreibung und Konkurs 

Nach Grossrätin Erika Schnyder bedeutet die Aufnahme der Ergänzungsleistungen (EL) in die 
Konkursmasse einen Verstoss gegen das SchKG. Der Staatsrat teilt diese Auffassung nicht. Denn 
das Kriterium der Unpfändbarkeit fällt sowohl im Hinblick auf die verstorbene Person (durch ihren 
Tod) als auch auf die Erben (= die Familie) durch ihren Entscheid, die Erbschaft auszuschlagen, 
dahin. Ab diesem Moment gilt der Artikel 573 Abs. 1 ZGB; danach gelangen im Ausschlagungsfall 
die Aktiven an das Konkursamt, das für ihre Liquidation nach den Vorschriften des SchKG 
zuständig ist.  

Nachdem also niemand diese Unpfändbarkeit geltend machen kann, muss das Konkursamt die 
übrigen Grundsätze des SchKG einhalten, das heisst, die Aktiven unter Verwahrung nehmen und 
sie anschliessend unter den Gläubigern nach den Grundsätzen von Artikel 219 SchKG verteilen. 
Hierzu ist zu bemerken, dass die letztere Bestimmung die Gläubiger der ersten und der zweiten 
Klasse in mehrerer Hinsicht bevorzugt. Es handelt sich um eine abschliessende Liste, in der, wie in 
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der Rechtssprechung des Kantonsgerichts bestätigt (Entscheid vom 22. September 2011, Erwägung 
3c), Pflegeheime oder gleichartige Einrichtungen nicht aufgeführt sind. 

2. Gesetz über die Ergänzungsleistungen 

Nach Artikel 29 Abs.1 ELG sind die von den Kantonen erlassenen Vollzugsbestimmungen dem 
Bund zur Genehmigung zu unterbreiten. Die Anfrage Erika Schnyder wurde daher zusammen mit 
der folgenden Frage an das Bundesamt für Sozialversicherung (BSV) weitergeleitet: Würde das 
BSV eine kantonale Bestimmung, die die direkte Auszahlung der EL an ein Pflegeheim vorsähe, 
akzeptieren? Das BSV antwortete wie folgt:  

«Festzustellen ist, dass nach Artikel 22 Abs. 1 ATSG* der Leistungsanspruch 
nicht abtretbar ist. Das ATSG erlaubt keine Auszahlung an Dritte, es sei denn bei 
einer «Gewährleistung zweckmässiger Verwendung» (Art. 20 ATSG). Die 
diesbezüglichen Voraussetzungen sind aber sehr strikt – Auszahlung an einen 
geeigneten Dritten oder eine Behörde, der oder die der berechtigten Person 
gegenüber gesetzlich oder sittlich unterstützungspflichtig ist (was für das 
Pflegeheim nicht zutrifft) – wenn die berechtigte Person diese Leistungen nicht für 
ihren Unterhalt verwendet und daher auf die öffentliche oder private Fürsorge 
angewiesen ist. Zudem darf auch dann, wenn die Voraussetzungen einer 
Auszahlung an Dritte nach Artikel 20 Abs. 1 ATSG erfüllt sind, der Wortlaut von 
Artikel 20 Abs. 2 ATSG nicht vergessen werden, wonach die an Dritte oder eine 
Behörde ausbezahlten Leistungen von diesen nicht mit Forderungen gegenüber 
der berechtigten Person verrechnet werden können. Mit anderen Worten und im 
Hinblick auf die gesetzliche Lage können wir auf eine kantonale Gesetzgebung, 
die eine Direktauszahlung der EL an die Pflegeheime ermöglichen würde, nicht 
eintreten. 

Diese Erwägungen erklären auch, warum alle jüngsten gesetzlichen Neuerungen, 
die darauf hinzielten, im EL-Bereich eine Auszahlung an Dritte vorzusehen, 
Gegenstand ausdrücklicher diesbezüglicher Bestimmungen auf ELG-Ebene selbst 
wurden. Wir denken zum Beispiel an die für die Kantone vorgesehene Möglichkeit 
im Rahmen der Krankheitskosten, eine direkte Vergütung von in Rechnung 
gestellte Kosten, welche noch nicht bezahlt sind, an den Rechnungssteller 
vorzusehen (Art. 14 Abs. 7 ELG), oder auch an die Direktauszahlung des 
Pauschalbetrags für die obligatorische Krankenversicherung an den 
Krankenversicherer (Art. 21a ELG). »  

(* ATSG = Bundesgesetz über den Allgemeinen Teil des Sozialversicherungsrechts) 

Eine Umfrage bei den EL-Organen in den Westschweizer Kantonen ergab, dass ihre Praxis 
derjenigen des Kantons Freiburg grundsätzlich entspricht, abgesehen von einigen Besonderheiten 
aufgrund von Beherbergungsverträgen zwischen Heimbewohnern und Pflegeheimen (z. B. Genf).  

Schlussfolgerungen 

> Die von Grossrätin Erika Schnyder in ihrer Anfrage beschriebene Situation ergibt sich aus einer 
korrekten Anwendung des Bundesrechts. 

> Eine Änderung der kantonalen EL-Gesetzgebung, die eine direkte Auszahlung der EL an die 
Pflegeheime vorsähe, wird vom Bund nicht akzeptiert werden. Um dem Wunsch von Grossrätin 
Erika Schnyder nachzukommen, wären Gesetzesänderungen auf Bundesebene erforderlich. 
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> In diesem Kontext sei vermerkt, dass die Conférence latine des affaires sanitaires et sociales 
(CLASS) vor einem Jahr der Konferenz der kantonalen Sozialdirektorinnen und -direktoren 
(SODK) beantragte, einen Vorstoss auf Bundesebene für die Möglichkeit einer direkten 
Auszahlung der EL an die Pflegeheime zu prüfen. Dieser Antrag wurde nicht in allen Regionen 
der SODK gut geheissen und wird derzeit noch diskutiert. 

> Zurzeit ist es nur dann möglich, die EL direkt an Pflegeheime auszubezahlen, wenn die 
Bezügerin oder der Bezüger eine Abtretungserklärung zugunsten der Einrichtung, in der sie sich 
aufhält, unterzeichnet hat und das Pflegeheim bereit ist, die Verwaltung der Finanzmittel nach 
Artikel 1 Abs. 2 der Verordnung über den Allgemeinen Teil des Sozialversicherungsrechts 
(ATSV; SR 830.11) zu übernehmen. 

> Schliesslich erinnert der Staatrat daran, dass er im Jahr 2009 die Ausführungsverordnung zum 
(kantonalen) Gesetz über Ergänzungsleistungen geändert hat, indem er eine Bestimmung 
einführte, wonach die Leitung des Heims, in dem sich die anspruchsberechtigte Person aufhält, 
eine Kopie der EL-Verfügung erhält. Diese Änderung diente dem Zweck, Forderungen besser 
einbringen zu können (s. Erwägungen in ASF 2009_004). Die Kantonsverwaltung wird weiterhin 
nach administrativen Vereinfachungen sowohl für die EL-Bezügerinnen und –Bezüger als auch 
für die übrigen Partner suchen. 

8. Oktober 2012 


